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Noch schlafen in der Frauenfelder Stadtkaserne die Rekruten. Doch bis in rund fünf Jahren werden die Gebäude frei für eine zivile Nutzung.
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Hermann Lei
Scheidender Präsident der
Offiziersgesellschaft Frauenfeld

Offiziersgesellschaft Jakob Oelkers
übernimmt das Präsidium
Mit der 151. Generalversamm-
lung hat Hermann Lei sein
neunjähriges Engagement als
Präsident der Offiziersgesell-
schaft Frauenfeld beendet.
Zu seinem Nachfolger wurde
Jakob Oelkers aus Uesslingen

gewählt. Der 30jährige Haupt-
mann der Aufklärung ist an-
gehender Polizist und seit 2010
im Vorstand. Oelkers will ver-
mehrt junge Offiziere motivie-
ren, sich für die Sicherheit im
Land einzusetzen. (msi)

«Gewehrkugeln aus dem Jahr 1799 im Rüegerholz»
Nach neun Jahren tritt Hermann Lei als Präsident der Offiziersgesellschaft Frauenfeld zurück. Der Verein hat eben sein 150jähriges Bestehen mit einem
historischen Vortrag und Thurgauer Landknechten gefeiert. Weiterbildung und politische Einflussnahme seien die Konstanten in der Vereinsgeschichte.
MARTIN SINZIG

Hermann Lei, wie passt das Vor-
tragsthema zum «Gefecht von
Frauenfeld» zur Geschichte der
Offiziersgesellschaft?
Hermann Lei: Das Gefecht von
Frauenfeld fand zwar vor der
Gründung unserer Gesellschaft
statt, doch es passt, weil ein
Schweizer Offizier, General Jo-
hannes Weber, 1799 auf Frauen-
felder Boden den Tod gefunden
hat. Das militärische Ereignis ist
ein wichtiges Stück Lokalge-
schichte. Davon gibt es noch
heute Spuren, so fand man zum
Beispiel im Rüegerholz Kugeln,
die in diesem Gefecht verschos-
sen worden waren.

Damals kämpften Schweizer unter
französischer Fahne, so auch Gene-
ral Weber.

Lei: Johannes Weber hatte noch
unter der Alten Eidgenossen-
schaft gedient und gegen die
Franzosen gekämpft. Nachdem
Napoleon die Schweiz einge-
nommen hatte, wurde die eid-
genössische Armee unter frem-
den Befehl gestellt. Als Berufs-
offizier kämpfte Weber darum
auf beiden Seiten, doch er zeich-
nete sich durch grosse Tapferkeit
und Schneid aus, und er wurde
als schönster General der
Schweiz bezeichnet.

Was geschah im Thurgauer Wehr-
wesen nach dieser Schlacht?
Lei: 1825 wurde das Wehrwesen
neu organisiert. Regierungsrat
Heinrich Hirzel rief einen Verein
ins Leben, der vor allem der Wei-
terbildung auf dem Korrespon-
denzweg diente. Die kantonale
Offiziersgesellschaft entstand

schliesslich 1865/66, also sehr
viel später.

Was gab den Anstoss für die Grün-
dung der Offiziersgesellschaft
Frauenfeld?
Lei: Das liegt etwas im Dunkeln.
Diese Geschichte ist noch nicht
erforscht. Wir sind nicht ganz
sicher, ob wir wirklich 150 Jahre

alt sind. Sicher ist aber, dass wir
die 151. Generalversammlung
durchführen. Daraus schliessen
wir, dass wir wirklich das
150-Jahr-Jubiläum feiern.

Was war damals der Hauptzweck
der Offiziersgesellschaft?
Lei: Es waren die Anfänge des
Wehrwesens, und es ging wohl

primär um die Vereinheitlichung
und Weiterbildung. In den Grün-
dungsjahren wurden deshalb vor
allem Bücher und Zeitschriften
angeschafft und in Zirkulation
gebracht. Darüber hinaus enga-
gierten sich die Offiziere auch
politisch. Da sehe ich eine Kon-
stante, die bis heute geblieben
ist. Es geht darum, sich weiterzu-

bilden und politisch Einfluss zu
nehmen.

Wie hat sich die Offiziersgesell-
schaft in jüngster Zeit entwickelt?
Lei: In den letzten zehn Jahren
sind die Mitgliederzahlen stabil
geblieben oder leicht gestiegen,
trotz des massiven Rückgangs
der Armeebestände. Der aktuelle
Mitgliederbestand liegt bei 240.

Braucht es die Offiziersgesellschaft
heute noch?
Lei: Sicher ist sie nicht mehr die
zentrale gesellschaftliche Verei-
nigung, sie steht in Konkurrenz
mit anderen Vereinen. Die Da-
seinsberechtigung ist dieselbe
wie damals: Es geht um Informa-
tion, Weiterbildung sowie um
Einfluss aufs politische Gesche-
hen. Wir sind bei Abstimmungen
mit militärischem Bezug aktiv.

Stadtkaserne Umnutzung für
zivile Zwecke zeichnet sich ab
Als Bundesrat Guy Parmelin
diese Woche auf dem Frauen-
felder Waffenplatz zu Gast war,
ging es nicht nur um die Be-
schaffung von neuen Patrouil-
lenbooten oder Granatwerfern.
Es ging auch um die Zukunft
der Kaserne Auenfeld.
Die Armee will den Standort
Frauenfeld bekanntlich auf
mittlere Frist für mehrere hun-
dert Millionen Franken aus-
bauen. Eine erste Etappe ist Teil
des aktuellen Immobilienpro-
gramms des VBS und wird in

der Sommersession im Stände-
rat und in der Herbstsession
im Nationalrat diskutiert. Erst
wenn die Armee das Areal der
Stadtkaserne nicht länger für
militärische Zwecke benötigt,
ist es frei für eine zivile Nut-
zung. Laut eines provisorischen
Zeitplans der Stadt sollen die
Umbauten ums Jahr 2021 star-
ten. Der Stadtrat hat vor kur-
zem einen Ideenwettbewerb
lanciert. Bis zum 25. April kön-
nen sich Planungs- und Archi-
tekturbüros bewerben. (hil)

Winterthur
blockiert Rettung
des Wärmerings
FRAUENFELD. Am 5. Juni stimmen
die Frauenfelder Stimmbürger
nicht wie geplant über das Sanie-
rungspaket der Wärme Frauen-
feld AG (WFAG) ab. Der Stadtrat
hat seinen ersten Entscheid zum
Abstimmungstermin umgestos-
sen, wie Stadtpräsident Anders
Stokholm gestern an der Ge-
meinderatssitzung mitteilte.

Den äusseren Anlass, den Ab-
stimmungstermin zu streichen,
liefern die politischen Auseinan-
dersetzungen in Winterthur.
Hier läuft seit kurzem eine exter-
ne Untersuchung, die auch Frau-
enfeld betrifft (unsere Zeitung
berichtete). Das Winterthurer
Stadtwerk als Mitaktionär der
WFAG hätte seinen Teil zur Sa-
nierung des Frauenfeld Fernwär-
menetzes beisteuern sollen. «Die
vorgesehene Übernahme der
Contracting-Infrastruktur durch
das Stadtwerk Winterthur ist
derzeit nicht möglich», sagte
Stokholm. Die Abstimmung wird
verschoben, bis klar sei, was die
Untersuchung ergebe.

Informationen zurückgehalten?

Im Juni 2015 stimmten die
Winterthurer einem Millionen-
Paket zur Förderung erneuerba-
rer Energie zu. Schon vor der
Abstimmung sei den Verant-
wortlichen in Winterthur be-
kannt gewesen, dass die WFAG
in finanziellen Schwierigkeiten
stecke und mit Millionenbeträ-
gen auch aus Winterthur saniert
werden müsse. Dieses Wissen sei
im Vorfeld der Abstimmung un-
ter Verschluss gehalten worden,
reklamieren Winterthurer Stadt-
parlamentarier. Der zuständige
Stadtrat Matthias Gfeller (Grüne)
steht unter Beschuss. (hil)

Scharmützel um die Stadtkaserne
Ein Entscheid zur Zukunft der Stadtkaserne fiel gestern im Gemeinderat nicht, dafür gab’s eine Befindlichkeitsrunde.
CVP/EVP und SVP/EDU forderten mehr Mitsprache. Der Stadtrat entschuldigte sich für eine unterlassene Einladung.
STEFAN HILZINGER

FRAUENFELD. Es steht viel auf dem
Spiel, wenn ab 2020 die Stadt-
kaserne entmilitarisiert wird.
Entsprechend engagiert äusser-
ten sich gestern abend die Frau-
enfelder Gemeinderäte zur Zu-
kunft der Stadtkaserne. Und
nicht weniger engagiert stellten
sich Stadtrat und Bauvorsteher
Urs Müller und Stadtpräsident
Anders Stokholm hinter das vom
Stadtrat gewählt Prozedere der
Arealentwicklung (siehe Kasten).

Einen Entscheid musste der
Gemeinderat nicht fällen, doch
die Diskussion der Interpellation
Elliker/Geiges/Dreyer zum The-

ma bot den Parteien und Fraktio-
nen Gelegenheit zu einer Befind-
lichkeitsrunde.

Überbewerteter Workshop

Die Interpellanten aus den
Reihen von SVP/EDU respektive
CVP/EVP fühlen sich vom Stadt-
rat beim Geschäft «Zukunft
Stadtkaserne» zu wenig ernst ge-
nommen und auch zu wenig gut
informiert. Schlechte Note be-

kam der Stadtrat dafür, dass er
die Gemeinderäte nicht persön-
lich zum Ideenworkshop vom
vergangenen 28. November ein-
geladen hatte. Für diese Unter-
lassung entschuldigte sich dann
der Stadtrat Urs Müller. Er erin-
nerte aber daran, dass der Ter-
min in der zuständigen Spezial-
kommission vorher bekanntge-
geben wurde und der Stadtrat
etwa mit Flyern für die öffent-

liche Veranstaltung geworben
habe. «Es haben dann ja doch er-
freulich viele Gemeinderäte am
Workshop teilgenommen», sagte
Müller.

Die stadträtlichen Haltung
zur künftigen Nutzung der Stadt-
kaserne basiere nicht allein auf
besagtem Workshop, sondern
etwa auch auf den Resultaten
der repräsentativen Bevölke-
rungsumfrage von 2013, entgeg-

nete Müller auf Vorhaltungen
seitens der Interpellanten.

«Gemischtwarenladen»

Sprecher von SVP/EDU und
CVP/EVP wünschen sich für die
Stadtkaserne langfristige und
verlässliche Mieter – etwa die
Kantonsverwaltung. Susanna
Dreyer (CVP) warnte vor einem
«Gemischtwarenladen». «Die
Stadtkaserne darf für die Stadt

kein Risikokapital werden», sagte
Andreas Elliker (SVP).

Die FDP und die Fraktion CH/
Grüne/GLP stellten sich hinter
die vom Stadtrat anvisierte künf-
tige Mischnutzung und den dazu
eingeschlagenen Weg. «Bis zum
23. Mai können noch Eingaben
zum Programm des Ideenwett-
bewerbs gemacht werden», er-
munterte Stadtrat Urs Müller die
Gemeinderäte zur Mitwirkung.
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Urs Müller
Stadtrat und Vorsteher des
Departementes Bau und Verkehr

Höhere Stadtbus-Tarife über Umwege
SAMUEL KOCH

FRAUENFELD. Sie kommen – die
höheren Tarife für die Frauenfel-
der Stadtbusse und deren Fahr-
gäste – und das definitiv am
11. Dezember 2016. Das hat der
Frauenfelder Gemeinderat ges-
tern abend nach ausführlichen
Diskussionen und zwei weiteren
Anträgen entschieden.

Kinder- und Tageskarten gleich

Damit haben die Frauenfelder
Parlamentarier der Erhöhung
und der Anpassung der Stadt-
bus-Tarife an den neuen Ein-

zonentarif des Tarifverbunds
Ostwind (OTV) zugestimmt. Ein
Einzelbillett ab dem Alter von
16 Jahren wird damit neu
3.10 Franken und somit ohne
Halbtax 80 Rappen mehr kosten
als bisher. Eine mit Halbtax
ermässigte Einzelfahrt kostet
40 Rappen mehr. Und auch die
Mehrfahrtenkarten, Monats- so-
wie Jahresabos werden teurer.
Einzig für Kinder- und Tageskar-
ten müssen die Fahrgäste nicht
mehr Geld berappen als zuvor.

Diese Preise ermöglichen die
städtischen Subventionen für die
Stadtbusse, die einen Unter-

schied zu den Fahrpreisen des
Tarifverbundes ausmachen. Ge-
mäss Botschaft des Stadtrates
umgeht die Stadt im kommen-
den Jahr rund 190 000 Franken
Mehrkosten für Subventionen.
Denn aufgrund der neuen
OTV-Tarifstruktur mit den neuen
Einzonentarife wären die Sub-
ventionen fürs nächste Jahr auf
einer Höhe von 330 000 Franken
berechnet gewesen.

Zwei Anträge angelehnt

Zwei Anträge liessen den Brei
im Frauenfelder Rathaus heisser
kochen, als er zunächst gegessen

wurde. SP-Fraktionschef Pascal
Frey verlangte eine Rückweisung
der Botschaft an den Stadtrat mit
der Bitte, «angemessene Preise
für die Fahrgäste» auszuarbei-
ten. Der Gemeinderat kam der
Bitte nicht nach und lehnte den
Antrag mit 25 zu 12 Stimmen ab.
Ebenso abgelehnt – wenn auch
etwas knapper mit 19 gegenüber
18 Stimmen – wurde der Antrag
der Fraktion CVP/EVP. Ihr Ver-
such, zusätzlich zu den in der
Botschaft subventionierten Kin-
derbilletten die Tageskartenprei-
se zu senken, scheiterte schliess-
lich ebenfalls.
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